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                                                                       Berlin, den 15.06.2026 
 
GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetz: Versorgung sichern statt Fehlanreize schaffen 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

anliegend übersenden wir Ihnen die gemeinsame Stellungnahme der unterzeichnenden 
Verbände zum Entwurf eines Gesetzes zur Stabilisierung der Beitragssätze in der 
gesetzlichen Krankenversicherung (GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetz). 

Wir möchten ausdrücklich voranstellen: Wir erkennen die Notwendigkeit an, die 
Finanzierungsgrundlagen der gesetzlichen Krankenversicherung zu stärken und 
Kostensteigerungen zu begrenzen. Die Sicherung bezahlbarer 
Sozialversicherungsbeiträge ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe, der sich auch 
unsere Branche nicht verschließt. 

Gerade deshalb sehen wir den vorliegenden Gesetzentwurf mit großer Sorge. 

Der Gesetzgeber beabsichtigt, Kosten zu begrenzen. In seiner derzeitigen Ausgestaltung 
besteht jedoch die erhebliche Gefahr, dass genau das Gegenteil erreicht wird. 
Krankenfahrten mit Taxi- und Mietwagenunternehmen gehören zu den wirtschaftlichsten 
Formen der Patientenbeförderung. Werden die Vergütungen dieser Leistungen weiter 
eingeschränkt oder dauerhaft von der tatsächlichen Kostenentwicklung entkoppelt, wird 
dies zwangsläufig zu einer Reduzierung des Angebots führen. 

Besonders problematisch ist dabei, dass wesentliche Kostensteigerungen unmittelbar auf 
gesetzgeberische oder staatlich beeinflusste Entscheidungen zurückzuführen sind. Hierzu 
zählen insbesondere die Entwicklung des gesetzlichen Mindestlohns, steigende 
Sozialversicherungsbeiträge sowie weitere regulatorische Anforderungen. Eine 
dauerhafte Entkopplung der Vergütungen von diesen Kostenentwicklungen würde die 
wirtschaftliche Leistungserbringung erheblich erschweren bzw. unmöglich machen.  

Die Folge wäre keine Einsparung, sondern eine Verlagerung von Fahrten in deutlich teurere 
(weil höher qualifizierte) Versorgungsformen wie Krankentransporte oder sogar den 
Rettungsdienst. Jeder Euro, der heute bei Taxi- und Mietwagenunternehmen vermeintlich 
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eingespart wird, kann morgen ein Vielfaches an Kosten im Gesundheitswesen 
verursachen. Wer die günstigsten Leistungserbringer wirtschaftlich aus dem Markt 
drängt, stabilisiert keine Beiträge – er schafft neue Kostenprobleme. 

Besonders kritisch sehen wir zudem, dass der Entwurf tief in die Preis- und 
Vertragsgestaltung privater Unternehmen eingreift. Es stellt sich die grundsätzliche Frage, 
ob und in welchem Umfang der Staat privatwirtschaftlichen Unternehmen gesetzlich 
vorgeben kann, Leistungen dauerhaft unterhalb der tatsächlichen Kostenentwicklung zu 
erbringen. Dabei ist zu berücksichtigen, dass Taxi- und Mietwagenunternehmen keine 
vollständig sozialrechtlich refinanzierten Einrichtungen sind, sondern privatwirtschaftlich 
tätige Unternehmen mit eigenem Unternehmerrisiko. Sie finanzieren Personal, Fahrzeuge, 
Versicherungen und Vorhaltekosten eigenwirtschaftlich und können ihre 
Kostenentwicklung nicht an der Einnahmenentwicklung der gesetzlichen 
Krankenversicherung ausrichten. Die damit verbundenen Eingriffe in die Vertragsfreiheit 
sowie die wirtschaftliche Betätigungsfreiheit privatwirtschaftlicher Unternehmen werfen 
erhebliche rechtliche Fragen auf und verdienen aus unserer Sicht eine sorgfältige 
verfassungs- und sozialrechtliche Prüfung. Sollte der Gesetzgeber an einer 
Kostenbegrenzung festhalten, müssen zwingend wirksame Härtefallregelungen 
geschaffen werden. Wo eine wirtschaftliche Leistungserbringung aufgrund regionaler 
Besonderheiten, bestehender Unterdeckungen oder außergewöhnlicher 
Kostenentwicklungen nicht mehr möglich ist, muss eine unabhängige Schiedsstelle 
Abweichungen zulassen können. Versorgungssicherheit darf nicht an starren Deckelungen 
scheitern. 

Eine solche Öffnungsmöglichkeit darf dabei nicht zu einer generellen Aufweichung der 
Beitragsstabilität führen, sondern sollte auf objektiv nachweisbare Ausnahmefälle 
beschränkt bleiben. Die unabhängige Schiedsstelle könnte hierbei als neutrales Korrektiv 
prüfen, ob aufgrund struktureller Unterdeckungen, regionaler Besonderheiten oder 
nachweisbarer Gefährdungen der Versorgung eine Abweichung von der allgemeinen 
Deckelung erforderlich ist. 

Wer Kosten deckeln will, muss gleichzeitig sämtliche Potenziale zur Entbürokratisierung 
ausschöpfen: Dazu gehört insbesondere, dass gesetzliche Zuzahlungen künftig 
unmittelbar durch die Krankenkassen eingezogen werden. Die hierfür erforderlichen Daten 
liegen dort bereits vor. Die derzeitige Praxis verursacht hingegen unnötigen 
Verwaltungsaufwand bei den Leistungserbringern und bindet Ressourcen, die besser für 
die Patientenversorgung eingesetzt würden. 

Die unterzeichnenden Verbände appellieren daher an Sie, den Gesetzentwurf im 
parlamentarischen Verfahren entsprechend nachzubessern. Beitragsstabilität, 



Versorgungssicherheit und wirtschaftliche Vernunft dürfen nicht gegeneinander 
ausgespielt werden. Eine nachhaltige Reform muss alle drei Ziele gleichzeitig erreichen. 

Wir stehen für einen konstruktiven und lösungsorientierten Dialog jederzeit zur Verfügung 
und würden die vorgeschlagenen Anpassungen gerne persönlich mit Ihnen erörtern. 

 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
Michael Oppermann 
-Geschäftsführer- 
 
Die unterzeichnenden Verbände des Taxi- und Mietwagengewerbes 

 


